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1401 2176921-1/7E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gerhard AUER als Einzelrichter Gber die Beschwerde von
XXXX, geb. am XXXX, Staatsangehorigkeit: Algerien, vertreten durch Diakonie Flichtlingsdienst gem. GmbH, Wattgasse
48/3. Stock, 1170 Wien, gegen den Bescheid des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl, Regionaldirektion Wien, ZI.
1124246804/170922398, vom 23.10.2017, beschlossen:

A)

Der angefochtene Bescheid wird gemal? § 28 Abs. 3 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VWGVG) aufgehoben
und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl,

Regionaldirektion Wien, zurtickverwiesen.

B)


file:///

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

BEGRUNDUNG:

l. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefuhrer stellte am 26.07.2016 einen Antrag auf internationalen Schutz, welchen er damit begrindete,
dass er im Jahr 2012 in Algerien einen Kredit in Hohe von ca. 10.000,-- Euro aufgenommen habe. Da es in Algerien
keine staatliche Unterstitzung gebe, habe er den Kredit nicht zurtickzahlen wollen und beschlossen, seine Heimat zu
verlassen.

2. Mit Bescheid vom 10.10.2016 wies die belangte Behdrde den Antrag des Beschwerdefihrers auf internationalen
Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) sowie hinsichtlich des Status des
subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Algerien (Spruchpunkt Il.) als unbegrindet ab.
Zugleich erteilte sie dem Beschwerdeflhrer keinen Aufenthaltstitel aus berucksichtigungswurdigen Grunden, erlie
gegen den Beschwerdefuhrer eine Ruckkehrentscheidung und stellte fest, dass seine Abschiebung nach Algerien
zuldssig ist (Spruchpunkt I1l.). Eine Frist fur die freiwillige Ausreise wurde nicht festgesetzt (Spruchpunkt IV.). Zugleich
erkannte die belangte Behdrde einer Beschwerde gegen diese Entscheidung die aufschiebende Wirkung ab
(Spruchpunkt V.) und sprach aus, dass der Beschwerdefiihrer sein Recht zum Aufenthalt im Bundesgebiet ab dem
01.09.2016 verloren hat. Diese Entscheidung erwuchs am 04.11.2016 in Rechtskraft.

3. In der Folge tauchte der Beschwerdefuhrer im Bundesgebiet unter und wurde wiederholt straffallig.

4. Mit dem verfahrensgegenstandlichen Bescheid vom 23.10.2017 erteilte die belangte Behdrde dem
Beschwerdefuhrer keinen Aufenthaltstitel aus bericksichtigungswirdigen Grunden und erlieB gegen den
Beschwerdefuhrer eine Rickkehrentscheidung (Spruchpunkt I.). Zugleich stellte die belangte Behorde fest, dass seine
Abschiebung nach Algerien zuldssig ist (Spruchpunkt I1.). Eine Frist fur die freiwillig Ausreise wurde nicht gesetzt und
erkannt die belangte Behorde einer Beschwerde gegen die Rickkehrentscheidung die aufschiebende Wirkung ab
(Spruchpunkt lIl.). Ferner wurde gegen den Beschwerdefiihrer ein auf die Dauer von 8 Jahren befristetes
Einreiseverbot erlassen (Spruchpunkt IV.).

5. Gegen diesen Bescheid richtet sich die fristgerecht erhobene Beschwerde vom 13.11.2017.

6. Mit Schreiben vom 15.11.2017 legte die belangte Behdrde die Beschwerde dem Bundesverwaltungsgericht zur
Entscheidung vor.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Rechtliche Beurteilung:
1.1. Zustandigkeit und anzuwendendes Recht

GemalR 8 7 Abs. 1 BFA-VG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht u. a. Uber Beschwerden gegen Bescheide des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (Z. 1) sowie Uber Beschwerden gegen MalBnahmen unmittelbarer Befehls-
und Zwangsgewalt gemal dem 1. Hauptstuck des 2. Teiles des BFA-VG und gemaR dem 7. und 8. Hauptstiick des FPG
(Z.3).

GemdaR & 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da weder im BFA-VG noch im AsylG 2005 eine
Senatsentscheidung vorgesehen ist, liegt gegenstandlich somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 idF BGBI. | 2013/122, geregelt (§ 1 leg. cit.). Gemal3§ 58 Abs. 1 VWGVG trat dieses Bundesgesetz mit 1. Janner
2014 in Kraft. Gemal Abs. 2 leg. cit. bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
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verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Spruchpunkt A) Aufhebung und Zurtickverweisung

1.2. GemaR 8 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Abs. 2 leg. cit. hat Uber Beschwerden
gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG das Verwaltungsgericht selbst zu entscheiden, wenn 1. der maf3gebliche Sachverhalt
feststeht oder 2. die Feststellung des maligeblichen Sachverhaltes durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse
der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Gemal? § 28 Abs. 3 VWGVG hat das Verwaltungsgericht im Verfahren tUber Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vorliegen und die Behdérde dem nicht
bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung und Beschleunigung des
Verfahrens widerspricht. Hat die Behoérde notwendige Ermittlungen des Sachverhaltes unterlassen, so kann das
Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die Behdrde zurtickverweisen. Die Behdrde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden,
von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

Das Modell der Aufhebung des Bescheides und Zuriickverweisung der Angelegenheit an die Behdrde folgt
konzeptionell jenem des§ 66 Abs. 2 AVG, setzt im Unterschied dazu aber nicht auch die Notwendigkeit der
Durchfiihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung voraus. Voraussetzung fir eine Aufhebung und
ZurUckverweisung ist allgemein (nur) das Fehlen behdérdlicher Ermittlungsschritte. Sonstige Mangel, abseits jener der
Sachverhaltsfeststellung, legitimieren nicht zur Behebung auf Grundlage von § 28 Abs. 3.

§ 28 Abs. 3 zweiter Satz VwWGVG bildet damit die Rechtsgrundlage fir eine kassatorische Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes, wenn "die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen" hat.

Aus der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu der vergleichbaren Bestimmung des§ 66 Abs. 2 AVG ergibt sich,
dass nur Mangel der Sachverhaltsfeststellung d.h. im Tatsachenbereich zur Behebung des Bescheides und
ZurUckverweisung der Angelegenheit berechtigen (vgl. VWGH 19.01.2009, 2008/07/0168; VWGH 23.5.1985, 84/08/0085).

Der Verwaltungsgerichtshof hat mit den Erkenntnissen vom 21.11.2002, ZI.2002/20/0315 und ZI.2000/20/0084,
grundsatzliche Ausfuhrungen zur Anwendbarkeit des § 66 Abs. 2 AVG im Asylverfahren im Allgemeinen und durch den
Unabhangigen Bundesasylsenat im Besonderen getatigt. Dabei hat er im letztgenannten insbesondere Folgendes
ausgefuhrt:

"Bei der Abwagung der fir und gegen eine Entscheidung gemaR§ 66 Abs. 2 AVG sprechenden Gesichtspunkte muss
namlich auch bertcksichtigt werden, dass das Asylverfahren nicht nur méglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner
Qualitat hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug vorgesehen, der zur belangten Behdérde und somit zu einer
gerichtsahnlichen, unparteilichen und unabhangigen Instanz als besonderem Garanten eines fairen Asylverfahrens
fahrt (vgl. bereits das Erkenntnis vom 16. April 2002, ZI. 99/20/0430). Die der belangten Behoérde in dieser Funktion
schon nach der Verfassung zukommende Rolle einer obersten Berufungsbehdrde (Art. 129¢ Abs. 1 B-VG) wird aber
ausgehohlt und die Einrdumung eines Instanzenzuges zur bloBen Formsache degradiert, wenn sich das Asylverfahren
einem eininstanzlichen Verfahren vor der Berufungsbehorde nahert, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das
Vorbringen sachgerecht einzugehen und brauchbare Ermittlungsergebnisse in Bezug auf die Verhaltnisse im
Herkunftsstaat in das Verfahren einzufiihren. Diese Uber die Unvollstandigkeit der Einvernahme hinaus gehenden
Mangel des erstinstanzlichen Verfahrens sprechen auch bei Bedachtnahme auf die mogliche Verlangerung des
Gesamtverfahrens unter dem Gesichtspunkt, dass eine ernsthafte Prifung des Antrages nicht erst bei der ,obersten
Berufungsbehorde’ beginnen und zugleich - abgesehen von der im Sachverhalt beschrankten Kontrolle der
letztinstanzlichen Entscheidung durch den Verwaltungsgerichtshof - bei derselben Behorde enden soll, fir die mit der
Amtsbeschwerde bekampfte Entscheidung."

Es besteht kein Grund zur Annahme, dass sich die dargestellte Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht
auf die neue Rechtslage Ubertragen lieRe. Es liegt weiterhin nicht im Sinne des Gesetzes, wenn das
Bundesverwaltungsgericht erstmals den entscheidungswesentlichen Sachverhalt ermittelt und beurteilt, sodass es
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seine umfassende Kontrollbefugnis nicht wahrnehmen kann. Eine ernsthafte Prifung des Antrages soll nicht erst beim
Bundesverwaltungsgericht beginnen und zugleich enden.

1.3. Der Verwaltungsgerichtshof hat sich im seinem Erkenntnis vom 26.06.2014, Ro 2014/03/0063, mit der
Sachentscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte auseinandergesetzt und folgende fur die Auslegung des§ 28
VwGVG malgeblichen Gesichtspunkte aufgezeigt:

Die Aufhebung eines Bescheides einer Verwaltungsbehdrde durch ein Verwaltungsgericht komme nach dem Wortlaut
des 8 28 Abs. 1 Z 1 VWGVG nicht in Betracht, wenn der fir die Entscheidung mal3gebliche Sachverhalt feststeht. Dies
wird jedenfalls dann der Fall sein, wenn der entscheidungsrelevante Sachverhalt bereits im verwaltungsbehdérdlichen
Verfahren geklart wurde, auch dann, wenn sich aus der Zusammenschau der im verwaltungsbehérdlichen Bescheid
getroffenen Feststellungen (im Zusammenhalt mit den dem Bescheid zu Grunde liegenden Verwaltungsakten) mit dem
Vorbringen in der gegen den Bescheid erhobenen Beschwerde kein gegenlaufiger Anhaltspunkt ergibt. Der
Verfassungsgesetzgeber habe sich bei Erlassung der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBI. | 51, davon leiten
lassen, dass die Verwaltungsgerichte grundsatzlich in der Sache selbst zu entscheiden haben, weshalb ein prinzipieller
Vorrang einer meritorischen Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte anzunehmen ist. Angesichts des in § 28
VWGVG insgesamt verankerten Systems stelle die nach § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwWGVG bestehende
Zuruckverweisungsmaoglichkeit eine Ausnahme von der grundsatzlichen meritorischen Entscheidungszustandigkeit der
Verwaltungsgerichte dar. Nach dem damit gebotenen Verstiandnis stehe diese Mdglichkeit bezlglich ihrer
Voraussetzungen nicht auf derselben Stufe wie die im ersten Satz des § 28 Abs. 3 VWGVG verankerte grundsatzliche
meritorische Entscheidungskompetenz der Verwaltungsgerichte. Vielmehr verlange das im § 28 VwGVG insgesamt
normierte System, in dem insbesondere die normative Zielsetzung der Verfahrensbeschleunigung bzw. der
Berlcksichtigung einer angemessenen Verfahrensdauer ihren Ausdruck finde, dass von der Moglichkeit der
ZurUckverweisung nur bei krassen bzw. besonders gravierenden Ermittlungslicken Gebrauch gemacht werde. Eine
Zurlckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehdrde zur Durchfiihrung notwendiger Ermittlungen wirde daher
insbesondere dann in Betracht kommen, wenn die Verwaltungsbehoérde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit
unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des maRgebenden Sachverhaltes (vgl. § 37 AVG) lediglich véllig ungeeignete
Ermittlungsschritte gesetzt oder bloR ansatzweise ermittelt habe. Gleiches gelte, wenn konkrete Anhaltspunkte fur die
Annahme bestinden, dass die Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterliel3, damit diese dann durch
das Verwaltungsgericht vorgenommen werden (etwa im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an das
Verwaltungsgericht).

Der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner Rechtsprechung eine ganzheitliche Wirdigung des individuellen
Vorbringens eines Asylwerbers unter dem Gesichtspunkt der Konsistenz der Angaben, der persdnlichen
Glaubwiurdigkeit des Asylwerbers und der objektiven Wahrscheinlichkeit seines Vorbringens, wobei letzteres eine
Auseinandersetzung mit (aktuellen) Landerberichten verlangt (VWGH 26.11.2003, 2003/20/0389).

Ebenso hat der Verfassungsgerichtshof, in nunmehr standiger Rechtsprechung, ausgesprochen, dass willkurliches
Verhalten einer Behorde, das in die Verfassungssphdre eingreift, dann anzunehmen ist, wenn in einem
entscheidenden Punkt jegliche Ermittlungstatigkeit unterlassen wird oder ein ordnungsgemaRes Ermittlungsverfahren
gar nicht stattfindet, insbesondere in Verbindung mit einem Ignorieren des Parteienvorbringens oder dem AuRer-Acht-
Lassen des konkreten Sachverhaltes (vgl. VfSlg. 15.451/1999, 15.743/2000, 16.354/2001, 16.383/2001). Ein willkirliches
Vorgehen liegt insbesondere dann vor, wenn die Behdrde den Bescheid mit Ausfuhrungen begriindet, denen jeglicher
Begrindungswert fehlt (vgl. VfSlg. 13.302/1992 mwN, 14.421/1996, 15.743/2000).

1.4. Im gegenstandlichen Fall erweist sich das von der belangten Behdrde durchgefiihrte Ermittlungsverfahren in
wesentlichen Punkten als mangelhaft:

Der Beschwerde ist insofern Recht zu geben, wenn diese moniert, dass der angefochtene Bescheid keinerlei aktuelle
Landerfeststellungen zur Situation in Algerien enthalt. So hatte die belangte Behorde die Frage der Zumutbarkeit einer
Ruckkehr des Beschwerdefihrers im Hinblick auf seinen Herkunftsstaat Algerien prifen mussen. Dieses hat die
belangte Behorde insofern unterlassen, als sie im gegenstandlichen Bescheid lediglich anfuhrt, dass es sich bei dem
Herkunftsstaat des Beschwerdefiihrers um einen sicheren Drittstaat handelt, dariiber hinaus jedoch keine weiteren
Landerfeststellungen anfihrt.

Es ist offenkundig, dass die belangte Behorde die Frage, ob eine Zuriickweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung
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des Beschwerdefihrers in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder
der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willktrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wurde, nur unter Berlcksichtigung der aktuellen Lage in Algerien einer
abschlieBenden Beurteilung zufihren kénnte.

Das Vorgehen der belangten Behdrde verstdf3t im konkreten Fall somit gegen die in § 37 iVm8 39 Abs. 2 AVG
determinierten Ermittlungspflichten, wonach diese den maligebenden Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln und
festzustellen hat.

Im gegenstandlichen Fall ist der angefochtene Bescheid der belangten Behoérde und das diesem zugrunde liegende
Verfahren aufgrund der Unterlassung der notwendigen Ermittlungen zu wesentlichen Punkten somit als mangelhaft zu
bewerten, da sich der Sachverhalt nicht als geklart erweist. Im Gegenteil ist das Verfahren vor dem Bundesamt mit den
oben dargestellten Mangeln behaftet. Weitreichende Erhebungen, welche grundsatzlich von der belangten Behérde
durchzufihren sind, waren demnach durch das Bundesverwaltungsgericht zu tatigen. In Anbetracht des Umfanges der
noch ausstehenden Ermittlungen wirde deren Nachholung durch das Bundesverwaltungsgericht ein Unterlaufen der
vorgesehenen Konzeption des Bundesverwaltungsgerichts als gerichtliche Rechtsmittelinstanz bedeuten. Besondere
Gesichtspunkte, die aus der Sicht des Bundesverwaltungsgerichts gegen eine Kassation des angefochtenen Bescheides
sprechen wirden, sind im vorliegenden Fall nicht erkennbar.

Zusammenfassend ist der belangten Behorde vorzuwerfen, dass sie die fur die Begrindung des Bescheides
erforderliche Sorgfalt vermissen lasst und dieser damit nicht den Erfordernissen einer umfassenden und in sich
schlUssigen Begrindung einer abweisenden behdérdlichen Entscheidung entspricht (vgl. § 60 iVm. § 58 Abs. 2 AVG).

Aus den dargelegten Grinden war daher der angefochtene Bescheid zu beheben und die gegenstandliche
Rechtssache an die belangte Behdrde zur neuerlichen Entscheidung zurlckzuverweisen.

1.4. Entfall der miindlichen Verhandlung

Gemald § 24 Abs. 2 Z 1 VWGVG kann eine Verhandlung entfallen, wenn der das vorangegangene Verwaltungsverfahren
einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zurlickzuweisen ist, oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht,
dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die angefochtene Auslbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung fur rechtswidrig zu erklaren ist.

Da bereits auf Grund der Aktenlage feststand, dass der angefochtene Bescheid zu beheben war, konnte eine
mundliche Verhandlung gemaR § 24 Abs. 2 Z 1 VWGVG unterbleiben.

Zu Spruchpunkt B):

GemalR§ 25a Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemafd Art 133 Abs. 4 B-VG im vorliegenden Fall nicht zulassig weil die Entscheidung nicht von der
Losung einer Rechtsfrage, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, abhangt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht als uneinheitlich zu
beurteilen und es liegen auch keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu lésenden
Rechtsfrage vor.
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